
 
 

Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerische n Zivilgesetzbuches für den Kanton Zug   
(EG ZGB) - Sachenrecht  

vom 17. August 1911 (BGS 211.1) 
 
Synopse (Beilage zu Bericht und Antrag vorberatende  Kommission vom 6. Mai 2011 ) 
 

Geltende Bestimmungen Antrag des Regierungsrates vom 8. März 2011  Antrag Kommission vom 6. März 2011 

I. TITEL 

 

Zuständige Behörden und Verfahren 

 

I. Abschnitt 

Gerichtsbehörden und Schätzungskommission 

 

I. TITEL 

 

Zuständige Behörden und Verfahren 

 

I. Abschnitt 

Gerichtsbehörden und Schätzungskommission 

 

 

§ 3 

Schätzungskommission 
1 Mitglieder der vom Regierungsrat bestellten Schät-
zungskommission nehmen amtliche Schätzungen 
(Art. 618 und 830 ZGB) vor und stellen die Belas-
tungsgrenze (Art. 848 ZGB) fest. 
2 Der Regierungsrat 

a) regelt die Organisation und das Verfahren; 

b) kann der Schätzungskommission weitere Aufga-
ben aus dem Bundes- und dem kantonalen Recht 
übertragen; 

c) kann Wegleitungen und Richtlinien anerkannter 
Fachverbände als verbindlich erklären; 

d) regelt die Voraussetzungen, unter denen in 
Rechtsgebieten, wo das Gesetz keine amtliche 
Schätzung vorsieht, die Schätzungskommission ei-
ne amtliche Schätzung vornehmen kann. 

e) legt die Gebühren fest. 
3 Gegen Schätzungsentscheide kann bei der Schät-
zungskommission Einsprache erhoben werden; Ein-
spracheentscheide unterliegen der Beschwerde 

an das Verwaltungsgericht. 
 

§ 3  

Schätzungskommission 
1 Mitglieder der Schätzungskommission gemäss § 61 
PBG nehmen amtliche Schätzungen (Art. 618) vor und 
stellen die Belastungsgrenze fest. 
 
 

§ 3  

Schätzungskommission 
1 Redaktionelle Änderung: 

"… amtliche Schätzungen (Art. 618 ZGB)  vor …" 

 

 

Beilage  
Vorlage Nr. 2025.3 - 13789  
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4 Das Grundbuch- und Vermessungsamt und die 
Gebäudeversicherung stellen der Schätzungskom-
mission alle für die Beurteilung eines Verkehrs oder 
Ertragswertes notwendigen Unterlagen zur Verfü-
gung. 
5 Schätzungsergebnisse werden elektronisch ver-
waltet. Zugriff auf die elektronischen Daten haben 
die Präsidentin oder der Präsident, die Mitglieder 
und das Sekretariat der Schätzungskommission.  

II. Abschnitt 

Verwaltungsbehörden 

 

II. Abschnitt 

Verwaltungsbehörden 

 

 

§ 7 

Grundbuch- und Vermessungsamt 

Das Grundbuch- und Vermessungsamt ist die zu-
ständige Amtsstelle für die Anordnung von Mass-
nahmen gemäss Art. 743 Abs. 3 ZGB (Löschung ei-
nes Rechts), Art. 744 ZGB (Löschung einer Last), 
Art. 833 und 834 ZGB (Zerstückelung und Anzeige 
der Schuldübernahme), Art. 852 ZGB (Zerstücke-
lung), Art. 857 ZGB (Unterzeichnung von Schuld-
brief und Gült) sowie Art. 882 ZGB (Überwachung 
der Auslosungen bei Anleihenstiteln). 
 

§ 7 

Grundbuch- und Vermessungsamt 

Das Grundbuch- und Vermessungsamt ist die zu-
ständige Amtsstelle für Massnahmen gemäss: 
a) Art. 743 Abs. 2 und 3 ZGB (Teilung eines Grund-
stücks),  
b) Art. 833 und 834 ZGB (Zerstückelung und Anzeige 
der Schuldübernahme),  
c) Art. 852 Abs. 2 ZGB (Änderung im Pfandrechts-
verhältnis), 
d) Art. 861 ZGB (Ausstellung von Pfandtiteln),  
e) Art. 962 ZGB (Anmerkung und Löschung von öf-
fentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen), 
f)  Art. 974a ZGB (Bereinigung der Einschreibungen 
bei der Teilung des Grundstücks), 
g) Art. 974b ZGB (Bereinigung der Einschreibungen 
bei der Vereinigung von Grundstücken), 
h) Art. 976 ZGB (Erleichterte Löschung zweifelsfrei 
bedeutungsloser Einträge), 
i) Art. 976a und 976b ZGB (Löschung anderer Ein-
träge), 
j) Art. 38ff. SchlT ZGB (Einführung des Grundbu-
ches), 
k) Art. 976c ZGB (Durchführung des öffentlichen Be-
reinigungsverfahrens). 
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§ 11 

Betreibungsamt 

Als Zahlungsort im Sinne von Art. 861 ZGB gilt 
das Betreibungsamt derjenigen Gemeinde, in wel-
cher der Schuldner seinen Wohnsitz hat. 

 

§ 11 

Betreibungsamt 

Als Zahlungsort im Sinne von Art. 851 ZGB gilt das 
Betreibungsamt derjenigen Gemeinde, in welcher der 
Schuldner seinen Wohnsitz hat. 

 

 

II. TITEL 

Kantonales Zivilrecht 

 

II. TITEL 

Kantonales Zivilrecht 

 

 

V. Abschnitt 

Sachenrecht 

 

V. Abschnitt 

Sachenrecht 

 

 

IV. Grunddienstbarkeiten 

 

IV. Grunddienstbarkeiten 

 

 

§ 123 

Ablösung 

Wenn ein Weg in Folge Herstellung öffentlicher 
Strassen oder Wege nicht mehr als ein Bedürfnis für 
die Berechtigten erscheint, so kann er von dem Ei-
gentümer des pflichtigen Grundstückes gegen ent-
sprechende Entschädigung abgelöst werden. 

 

§ 123 

Ablösung 

aufgehoben 

 

 

§ 124 

Unterhaltspflicht 

Privatwege, Brücken und Stege, deren Benützung 
mehreren Grundbesitzern zusteht, sind, sofern 
durch Vertrag oder Übung nicht anderes bestimmt 
ist, in der Regel auf gemeinsame Kosten im Ver-
hältnis der Benutzung zu unterhalten. 

 

§ 124 

Unterhaltspflicht 

aufgehoben 

 

 

B. Weidrechte 

 

B. Weidrechte 
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§ 126 

Weidrechte 
1 Weidgangsrechte sind von dem Berechtigten nur 
mittelst Abätzen durch das Vieh, und zwar im freien 
Lauf auszuüben.  
2 Durch das in einem Walde ausgeübte Weidrecht 
wird der Waldeigentümer nicht gehindert, die zu 
dessen Bewirtschaftung nötigen Vorkehrungen zu 
treffen, und bei einer allfälligen Wiederverjüngung 
des Waldes die betreffende Strecke gegen die Wei-
de abzuzäunen oder sonst zu schützen. – Bei er-
heblicher Schmälerung der Weide hat jedoch der 
Weidberechtigte Anspruch auf Schadenersatz. 

§ 126 

Weidrechte 

aufgehoben 

 

§ 127 

Ablösung und Sicherung 
1 Das Weidgangsrecht kann von dem belasteten Ei-
gentümer mit einem dem Werte entsprechenden 
Betrag, sei es durch Bezahlung oder einstweilige 
Sicherung des Betrages, sei es durch Abtretung ei-
nes entsprechenden Teiles des pflichtigen Grund-
stückes, abgelöst werden. 
2 Die Loskaufserklärung der Mehrzahl der Eigentü-
mer oder der Eigentümer des grösseren Teils des 
belasteten Grundstückes ist für alle verbindlich. 

 

§ 127 

Ablösung und Sicherung 

aufgehoben 

 

C. Holzungsrecht und Streueberechtigung C. Holzungsrecht und Streueberechtigung 

 

 

§ 128 

Holzungsrecht, Streueberechtigung 
1 Allfällige Holzungsrechte sind von Seiten des be-
lasteten Wald- oder Grundeigentümers ablösbar. 
2 Für die Ausübung der Holzungsrechte sind die 
eidgenössischen und kantonalen forstgesetzlichen 
Bestimmungen massgebend. 
 

§ 128 

Holzungsrecht, Streueberechtigung 

aufgehoben 
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3 Jede auf einem Walde oder Grundstücke ruhende 
Berechtigung, in oder auf demselben Streue, Farn, 
Laub, Gras oder Moos zu sammeln, kann durch den 
belasteten Eigentümer gegen eine ihrem Wert ent-
sprechende Entschädigung abgelöst werden. 

 

VI. Grundpfandrecht 

 

VI. Grundpfandrecht 

 

 

§ 136 

Einseitige Ablösung - Art. 828-830 
1 Die einseitige Ablösung von Grundpfandrechten im 
Sinne von Art. 828 und 829 ist gestattet. 
2 Der Betrag der Ablösungssumme kann auf Verlan-
gen der Mehrheit der Gläubiger und im Einver-
ständnis mit dem Erwerber durch amtliche Schät-
zung festgesetzt werden. 

 

§ 136 

Einseitige Ablösung - Art. 828-830 

aufgehoben 

 

§ 137 

Gesetzliche Grundpfandrechte ohne Grund-
bucheintragung - Art .836 

Gesetzliche Grundpfandrechte bestehen ohne Vor-
merkung im Grundbuch, allen andern Pfandrechten 
vorgehend und unter sich im gleichen Range, in fol-
genden Fällen: 

a) zugunsten der kantonalen Brandassekuranzan-
stalt für die verfallene und laufende Brandasseku-
ranzsteuer;1 

b) (aufgehoben am 17. Dezember 1998) 

c) (aufgehoben am 25. November 1999) 

d) zugunsten des Kantons oder der Gemeinden für 
die auf Liegenschaften entfallende Vermögens- und 
Erbschaftssteuer. Das Grundpfandrecht umfasst die 
Vermögenssteuer aus Grundstücken für das laufen-
de und vorangegangene Jahr. 

e) zugunsten des Staates und der Gemeinden für 
Handänderungsgebühren und Gebühren für Schät-

§ 137 

Gesetzliche Grundpfandrechte - 836 
1 Ein Anspruch auf ein gesetzliches Grundpfandrecht 
besteht in den gesetzlich vorgesehenen Fällen. 
2 Zugunsten der forderungsberechtigten öffentlich-
rechtlichen Körperschaften, Korporationen und Genos-
senschaften besteht ein solcher Anspruch 

a) für Beiträge von Privaten an die Anlagen und den Un-
terhalt von Bodenverbesserungen; 

b) für Beiträge von Privaten an Aufforstungen und Wald-
weganlagen; 

c) für die auf Liegenschaften entfallende Vermögens- 
und Erbschaftssteuer. Das Grundpfandrecht umfasst die 
Vermögenssteuer aus Grundstücken für das laufende 
und vorangegangene Jahr. 
d) für die Gebühren für die Schätzung und die Errichtung 
von Grundpfandrechten.  
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zung und Errichtung von Grundpfandrechten. 

 

§ 138 

Gesetzliche Grundpfandrechte mit Grundbuchein-
tragung 

Ein Anspruch auf Errichtung eines gesetzlichen 
Grundpfandrechtes zugunsten des Staates, der 
Gemeinden und der Korporationen oder Genossen-
schaften besteht: 

a) für Beiträge von Privaten an die Anlagen und den 
Unterhalt von Bodenverbesserungen; 

b) für Beiträge von Privaten an Aufforstungen und 
Waldweganlagen. 

 

§ 138 

Entstehung und Rang der gesetzlichen Grundpfand-
rechte 836 Abs. 2 und 3 

1 Das gesetzliche Grundpfandrecht entsteht mit der 
Eintragung im Grundbuch. 
2 Gesetzliche Grundpfandrechte gehen allen privat-
rechtlichen Belastungen vor und stehen unter sich im 
gleichen Rang. 

 
 

 

 § 138a 

Öffentlich-rechtliche Grundlasten - Art. 784 

Für die Entstehung öffentlich-rechtlicher Grundlasten 
und deren Wirkung gegenüber gutgläubigen Dritten 
sind die Bestimmungen über die gesetzlichen Pfand-
rechte des kantonalen Rechts sinngemäss anwend-
bar. 

 

 

§ 139 

Amtliche Schätzung - Art. 843 und 849 
1 Die amtliche Schätzung des Grundstückes ist für 
die Errichtung einer Gült obligatorisch, für die Errich-
tung eines Schuldbriefes fakultativ. 
2 Der Ertragswert eines landwirtschaftlichen Gewer-
bes oder Grundstücks kann auch von einem Exper-
ten geschätzt werden (Art. 87 Abs. 2 BGBB); eine 
solche Schätzung ist verbindlich, wenn die kantona-
le Schätzungskommission sie genehmigt hat. 
3 Die Grundlage der amtlichen Schätzung für 
Schuldbriefe bildet das Mittel aus Ertragswert und 
Verkehrswert. 

§ 139 

Amtliche Schätzung - Art. 87 Abs. 2 BGBB 

Der Ertragswert eines landwirtschaftlichen Gewerbes 
oder Grundstücks kann auch von einem Experten 
geschätzt werden (Art. 87 Abs. 2 BGBB); eine solche 
Schätzung ist verbindlich, wenn die kantonale Schät-
zungskommission sie genehmigt hat. 

 

§ 139 

Amtliche Schätzung - Art. 87 Abs. 2 BGBB 

 

Redaktionelle Änderung: 
"…, wenn die Schätzungskommission …." 
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§ 141 
Kündigung von Schuldbriefen, Zinsabrede - Art. 844 

Schuldbriefforderungen sind zu den zwischen den 
Parteien vereinbarten Bedingungen zu verzinsen 
und zurückzubezahlen. Vorbehalten bleibt die Be-
stimmung über die Unaufkündbarkeit (Stundung) 
von Schuldbriefen. 

 

§ 141 
Kündigung von Schuldbriefen, Zinsabrede - Art. 844 

 

aufgehoben 

 

 

§ 142 

Stundung - Art. 844 

Die Unaufkündbarkeit (Stundung) der Schuldbriefe 
darf sowohl auf Seite des Schuldners als auch des 
Gläubigers nicht über zehn Jahre ausgedehnt wer-
den. 

 

§ 142 

Stundung - Art. 844 
 

aufgehoben 

 

 

 

§ 144 

Zahlung bei unbekanntem Wohnsitz des Gläubigers 
- Art. 861 Abs. 2 

Zahlungen des Pfandschuldners im Sinne von Art. 
861 Abs. 2 ZGB können 
an die Zuger Kantonalbank gemacht werden und an 
das Betreibungsamt 
derjenigen Gemeinde, in welcher der Schuldner sei-
nen Wohnsitz hat. 
 

§ 144 

Zahlungen bei unbekanntem Wohnsitz des Gläubi-
gers - Art. 851 Abs. 2 

Zahlungen des Schuldners im Sinne von Art. 851 Abs. 2 
ZGB sind bei der Zuger Kantonalbank oder beim Betrei-
bungsamt am Wohnsitz des Schuldners oder am frühe-
ren Wohnsitz des Gläubigers zu hinterlegen. 

 
 

 

§ 144bis 

Entkräftete Pfandtitel 
1 Entkräftete Pfandtitel werden vom Staatsarchiv 
nach den Bestimmungen des Archivgesetzes archi-
viert. 
2 Das Grundbuch- und Vermessungsamt händigt je-
doch Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern 
auf Verlangen entkräftete Pfandtitel aus. Sind sol-
che vor Inkrafttreten des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches erstellt worden, werden dokumenten-
echte Kopien der entkräfteten Pfandtitel hergestellt 
und im Staatsarchiv aufbewahrt. 

§ 144a (bisher § 144 bis) 

Entkräftete Pfandtitel 
1 Entkräftete altrechtliche Pfandtitel werden vom Staats-
archiv nach den Bestimmungen des Archivgesetzes ar-
chiviert. 
2 Entkräftete neurechtliche Pfandtitel und Grundpfand-
verschreibungen werden vom Grundbuch- und Vermes-
sungsamt vernichtet, sofern ihm eine Aufbewahrung mit 
den Grundbuchbelegen nicht angezeigt erscheint. 

 

§ 144a (bisher § 144 bis) 

Entkräftete Pfandtitel 
 

 

 
2 "… vernichtet, sofern eine Aufbewahrung mit 
den Grundbuchbelegen rechtlich nicht erfor-
derlich ist ." 
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§ 144ter 1) 

Löschung von Grundpfandverschreibungen 

Die Löschung von angeblich nicht mehr zu Recht 
bestehenden Grundpfandverschreibungen, für wel-
che aber weder eine Löschungsbewilligung noch ein 
Zahlungsnachweis beigebracht werden kann, wird 
vom Kantonsgerichtspräsidenten nach vorausge-
gangener Auskündigung verfügt. 

 

§ 144b (bisher 144ter) 
Löschung von Grundpfandverschreibungen 

 
 
unverändert 

 

VII. Fahrnispfandrecht VII. Fahrnispfandrecht  

§ 147 

Pfandbriefe - Art. 916-918 
1 Der Kantonsrat bezeichnet die Anstalten welche 
zur Ausgabe von Pfandbriefen mit Pfandrecht an 
den ihnen gehörenden Grundpfandtiteln und an an-
dern ihrem ordentlichen Geschäftskreis entsprin-
genden Forderungen ermächtigt sind. 
2 Bis zum Inkrafttreten der bundesrätlichen Ordnung 
steht der Erlass bezüglicher Bestimmungen dem 
Kantonsrat zu. 

 

§ 147 

Pfandbriefe - Art. 916-918 
aufgehoben 

 

§ 148 

Sicherung der Sparkasseneinlagen. - Art. 57 
der Anwendungs- und Einführungsbestimmungen 

ZGB 

Der Erlass eines Spezialgesetzes zur Sicherung der 
Spareinlagen bleibt vorbehalten. 

 

§ 148 

Sicherung der Sparkasseneinlagen. - Art. 57 der 
Anwendungs- und Einführungsbestimmungen ZGB 

 

aufgehoben 
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VIII. Grundbuch 

 

VIII. Grundbuch 

 

 

§ 149 

Grundbuchkreis 

Der Kanton bildet einen einheitlichen Grundbuch-
kreis. Die Anlage des Grundbuches erfolgt nach 
Einwohnergemeinden. 

§ 149 (neu) 
Grundbuchführung 

1 Der Kanton bildet einen einheitlichen Grundbuch-
kreis.  
2 Die Führung des Grundbuches obliegt dem Grund-
buch- und Vermessungsamt. 

 

 

§ 150 

Grundbuch- und Vermessungsamt 
1 Für den Kanton besteht ein Grundbuch- und Ver-
messungsamt, dem die 

Führung der Grundbücher sämtlicher Gemeinden 
obliegt. 
2 Der Grundbuchverwalter ist der bisherige Hypo-
thekarschreiber; dessen Stellvertreter der bisherige 
Hypothekarsekretär. Die Besoldung und Amtsbürg-
schaft des Grundbuchverwalters und dessen Stell-
vertreters wird durch das Besoldungsgesetz gere-
gelt. 

 

§ 150 
Grundbuchbereinigung 

1 Die Anlage und Inkraftsetzung des Grundbuches er-
folgt gebietsweise (Los). 
2 Das Grundbuch- und Vermessungsamt legt das Ge-
biet (Los) fest und macht der Direktion Mitteilung. 
3 Der Regierungsrat erlässt die für die Bereinigung 
der dinglichen Rechte und die Einführung des Grund-
buches erforderlichen Vorschriften auf dem Verord-
nungsweg. 

 

§ 150 
Grundbuchbereinigung 

 

 
2 Redaktionelle Änderung: 
" … und macht der zuständigen  Direktion Mittei-
lung." 

 

§ 151 

Aufsichtsbehörde 
Die Aufsichtsbehörde für das Grundbuchwesen und 
dessen Beamten ist der Regierungsrat. Er erlässt 
hierfür eine spezielle Verordnung. 

§ 151 

Aufsicht 
1 Aufsichtsbehörde über das Grundbuch ist der Re-
gierungsrat. Die Ausübung der Aufsicht erfolgt durch 
die zuständige Direktion. 
2 Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten in einer 
Verordnung.  

 

 

§ 152 

Kosten und Gebühren 

Die Kosten des Grundbuch- und Vermessungsam-
tes trägt der Staat. Die Gebühren für Grundbuchein-

§ 152 
Rechtsschutz - Art. 956a 

Gegen eine vom Grundbuch- und Vermessungsamt 
erlassene Verfügung oder das unrechtmässige Ver-
weigern oder Verzögern einer Amtshandlung kann 
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tragungen und für die damit verbundenen Vermes-
sungsarbeiten werden vom Kantonsrat festgesetzt 
und fallen in die Staatskasse. 

beim Regierungsrat Beschwerde geführt werden. 
 

§ 153 

Öffentliches Gut – Art. 944 

Das allgemeine öffentliche Gut, welches dem Kan-
ton oder den Gemeinden gehört, ist ebenfalls ins 
Grundbuch aufzunehmen. 

 

§ 153 

Grundstücke von Kanton und Gemeinden - Art. 944 

Die Grundstücke des Kantons und der Gemeinden (Art. 
655 ZGB) im Verwaltungs- oder im Finanzvermögen sind 
ebenfalls ins Grundbuch aufzunehmen. 

 

 

 § 153a 
Anmerkung öffentlich-rechtlicher Eigentumsbe-

schränkungen - Art. 962 
1 Der Regierungsrat erstellt die Liste der Anmerkungs-
tatbestände des kantonalen Rechts gemäss Art. 962 
ZGB und teilt sie dem Bund mit.  
2 Zuständig für die Anmeldung öffentlich-rechtlicher Ei-
gentumsbeschränkungen zur Anmerkung oder Löschung 
im Grundbuch ist die Behörde des Gemeinwesens oder 
der Trägerschaft der betreffenden öffentlichen Aufgabe, 
die sie verfügt hat. 

 

 

 § 153b 

Kosten und Gebühren 
1 Die Kosten der Bereinigung zur Einführung des 
Grundbuches sowie des öffentlichen Bereinigungs-
verfahrens trägt der Kanton. 
2 Erbringt das Grundbuch- und Vermessungsamt im 
Rahmen einer Bereinigung auf Wunsch der Empfän-
gerin oder des Empfängers zusätzliche Dienstleis-
tungen, erhebt es Gebühren gemäss Grundbuchge-
bührentarif 1). 
3 Dasselbe gilt, wenn durch das Verhalten mitwir-
kungspflichtiger Personen Mehrkosten entstehen. 
Diese sind der Verursacherin oder dem Verursacher 

§ 153b 

Redaktionelle Änderung Titel: 
Kosten und Gebühren im Rahmen der 

Bereinigung 
1 " … sowie des öffentlichen Bereinigungsverfah-
rens (§ 153c ff.)  …." 
2 " … auf Wunsch der Auftraggeberin oder des 
Auftraggebers …" 

                                                
1) BGS 215.35 
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aufzuerlegen.  

 

 IX. Öffentliches Bereinigungsverfahren - Art. 976c (neu)  

 § 153c 

Zuständigkeit 
1 Die Bereinigung von Dienstbarkeiten, Vor- oder 
Anmerkungen, die ganz oder weitgehend hinfällig 
geworden sind oder deren Lage nicht mehr bestimm-
bar ist, wird vom Grundbuch- und Vermessungsamt 
angeordnet und durchgeführt.  
2 Erstreckt sich die Bereinigung auf eine grössere 
Zahl von Dienstbarkeiten oder Grundstücken, teilt 
das Grundbuch- und Vermessungsamt der Direktion 
den örtlichen und sachlichen Umfang der Bereini-
gung mit. 
3 Die Anordnung der Bereinigung ist im Amtsblatt zu 
veröffentlichen.  

 

§ 153c 

Zuständigkeit 
1 "Die Bereinigung von Dienstbarkeiten, Vor- 
oder Anmerkungen in einem bestimmten Ge-
biet , …."  
 

 
2 Redaktionelle Änderung:  

"…, teilt das Grundbuch- und Vermessungsamt 
der zuständigen  Direktion …." 

 

 § 153d 

Durchführung der Bereinigung 
1 Die Durchführung des öffentlichen Bereinigungsver-
fahrens ist auf allen Grundstücken im betroffenen 
Gebiet nach erfolgter Publikation im Amtsblatt im 
Grundbuch anzumerken. 
2 Das Grundbuch- und Vermessungsamt überprüft 
die Dienstbarkeiten, Vormerkungen und Anmerkun-
gen auf ihre aktuelle rechtliche und tatsächliche Be-
deutung. 
3 Es kann die betroffenen Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümer sowie weitere Betroffene aus 
Dienstbarkeiten, Vormerkungen und Anmerkungen 
befragen und zweckdienliche Dokumente einfordern. 
4 Es kann die örtliche Lage einer Last und eines 
Rechts in einem Plan für das Grundbuch eintragen. 
Der Plan wird Bestandteil der Last und des Rechts. 

 

§ 153d 

Durchführung der Bereinigung 
 

 

 

 

 

 

 
3 wird gestrichen  
 

 

4 wird zu 3 
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 § 153e 

Mitwirkungspflicht 

Die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer 
und andere von der Bereinigung Betroffene haben 
dem Grundbuch- und Vermessungsamt auf Verlan-
gen Auskunft zu erteilen und ihm sämtliche zweck-
dienlichen Dokumente vorzulegen. 

 

 

 153f 

Eröffnung des Bereinigungsvorschlags 
1 Der Bereinigungsvorschlag ist den Berechtigten, 
soweit er von diesen nicht schriftlich genehmigt wor-
den ist, durch Verfügung zu eröffnen. 
2 Ist eine schriftliche Eröffnung nicht möglich, ist die 
Verfügung im Amtsblatt zu publizieren. 
 
 

 

 § 153g 

Rechtsschutz 
1 Gegen die Verfügung kann Einsprache beim 
Grundbuch- und Vermessungsamt erhoben werden.  
2 Gegen den Einspracheentscheid des Grundbuch- 
und Vermessungsamtes kann Beschwerde beim Re-
gierungsrat erhoben werden. 

 

 

 § 153h 

Vollzug des Bereinigungsergebnisses 
1 Rechtskräftige Änderungen sind vom Grundbuch- 
und Vermessungsamt von Amtes wegen im Grund-
buch zu vollziehen. 
2 Nach dem grundbuchlichen Vollzug der Änderungen 
ist die Anmerkung des öffentlichen Bereinigungsver-
fahrens auf den betroffenen Grundstücken zu lö-
schen. 
3 Der gebietsweise Abschluss des öffentlichen Berei-
nigungsverfahrens ist im Amtsblatt zu publizieren. 
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III. Titel 

Übergangsbestimmungen 

D. Sachenrecht 

a) Grundpfandrecht 

III. Titel 

Übergangsbestimmungen 

D. Sachenrecht 

a) Grundpfandrecht 

 

 

§ 173 

Neue und alte Grundpfandrechte, Art. 22/23 der 
Anwendungs- und 

Einführungsbestimmungen 
1 Neue Grundpfandrechte können nach Inkrafttreten 
des Zivilgesetzbuches 
nur in den von diesem anerkannten Arten (Grund-
pfandverschreibung, Schuldbrief, Gült) errichtet 
werden. 
2 Für deren Errichtung bleiben bis zur Einführung 
des Grundbuches die bisherigen kantonal-
rechtlichen Formen in Kraft. 
3 Die zur Zeit des Inkrafttretens des neuen Rechtes 
bestehenden Grundpfandrechte (Hypotheken, Ver-
schreibungen, Gülten, Aufschlagbriefe, Obligationen 
usw.) behalten ihre Gültigkeit. 

§ 173 

Neue und alte Grundpfandrechte, Art. 22/23 der Anwen-
dungs- und 

Einführungsbestimmungen 

aufgehoben 

 

 

§ 174 

Umänderung der alten Titel 

Mit der definitiven Einführung des Grundbuches in 
den einzelnen Gemeinden hat auch die Umände-
rung der Titel des alten Rechtes in solche des neu-
en stattzufinden. 

§ 174 

Umänderung der alten Titel 

aufgehoben 

 

§ 179 

Überzeigungen, Schreiung 
1 In Bezug auf die alten Überzeigungen und deren 
Schreiung gelten die bezüglichen Bestimmungen 
des zugerischen Einführungsgesetzes zum Bun-
desgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs4). 
2 Mit der definitiven Einführung des Grundbuches 
müssen sämtliche Überzeigungen gehoben werden. 
Das hierbei zu beobachtende Verfahren gestaltet 

§ 179 

Überzeigungen, Schreiung 

aufgehoben 
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sich folgendermassen: Zeigt sich, dass die auf ei-
nem Grundstück haftenden Grundpfandrechte im 
Rahmen der amtlichen Schätzung für Schuldbriefe 
sich befinden, so sind die von diesem Grundstück 
auf Grundstücke Dritter weisende Überzeigungen 
einfach zu streichen. Wird die Belastungsgrenze 
überschritten, so ist der überzeigungsberechtigte 
Grundpfandgläubiger bei Verlust seiner Überzei-
gungsberechtigung verpflichtet, auf die ihm von der 
Bereinigungskommission5) zugestellte Aufforderung 
hin, sein Kapital auf den nächsten gesetzlichen 
Termin zu kündigen und innert kürzester Frist zur 
Ablösung zu bringen. Die abgelösten Hypothekarti-
tel sind dem Grundbuch- und Vermessungsamt6) zur 
Hebung der Überzeigung abzuliefern. 

 

b) Bereinigung und Einführung Grundbuch 

 

b) Bereinigung und Einführung Grundbuch 

 

 

II. 
1 Der Regierungsrat wird ermächtigt, die für die Be-
reinigung der dinglichen Rechte und die Einführung 
des Grundbuches erforderlichen Vorschriften auf 
dem Verordnungsweg2) zu erlassen. 
2 Die Leitung dieser Arbeiten wird dem Bereini-
gungsbeamten übertragen, der vom Regierungsrat 
gewählt wird.3) 

II. 
aufgehoben 

 

 

III. 
1 Die Kosten der Bereinigung trägt der Kanton. 
2 Für die Umwandlung der Titel nach altem Recht 
sowie für den Ersatz von Titeln des neuen Rechts 
wird eine Gebühr erhoben, deren Höhe allgemein 
vom Regierungsrat festgesetzt wird und der Ge-
nehmigung des Kantonsrates bedarf. 
3 Mehrkosten, die durch das Verhalten der Parteien 
entstehen, können denselben vom Bereinigungsbe-
amten auferlegt werden. Dessen Verfügung kann 
binnen zehn Tagen an den Regierungsrat weiterge-
zogen werden. 

III. 
aufgehoben 
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4 Für die Kosten des gerichtlichen Verfahrens haben 
die Parteien gemäss Urteil aufzukommen. 

IV. 
1 Alle im Grundbuch nicht eingetragenen dinglichen 
Rechte erlöschen zwei Jahre nach Inkrafttreten des 
Grundbuches. 
2 Diese Frist ist mit der Bekanntmachung der Ge-
nehmigung des Grundbuches sowie zwei Monate 
vor ihrem Ablauf mindestens viermal im Amtsblatt 
zu veröffentlichen. 

§ 190 (bisher IV) 

Untergang nicht eingetragener Rechte - 44 Abs. 2 
SchlT 

1 Alle im Grundbuch nicht eingetragenen dinglichen 
Rechte gehen nach Ablauf von drei Monaten seit der 
Publikation des Beschlusses über die Inkraftsetzung 
des Grundbuches unter. 
2 Auf diese Rechtsfolge ist in der Publikation im 
Amtsblatt aufmerksam zu machen. 

 

 

§ 191 

Übergangsweise Anwendung bisheriger Formen 
1 Bis zu dem Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch 
gemeindeweise angelegt ist, kommen nur folgende 
bisherige Formen in Anwendung: 

a) für die Eigentumsübertragung die auf öffentlicher 
Beurkundung beruhende Vormerkung am Hypothe-
kenprotokoll und Eintragung im Kaufsregister; 

b) für die Bestellung, Abänderung oder Löschung 
von Dienstbarkeiten und Grundlasten die Vormer-
kung am Servituten- und Hypotheken-Protokoll; 

c) für die Errichtung, Abänderung oder Löschung 
von Grundpfandrechten die bisherige Eintragung ins 
Hypothekenbuch. 
2 Diesen Eintragungen kommt Grundbuchwirkung 
zu, mit Ausnahme gegenüber dem gutgläubigen 
Dritten (Zivilgesetzbuch, Schlusstitel, Art. 48). 
3 Vom 1. Januar 1912 an ist auf dem Grundbuch- 
und Vermessungsamt1) je ein Tagebuch über die Ei-
gentumsübertragungen, über die Bestellung, Abän-
derung oder Löschung von Dienstbarkeiten und 
Grundlasten und über die Errichtung, Abänderung 
oder Löschung von Grundpfandrechten in chronolo-
gischer Weise zu führen. 
 

§ 191 

Kantonale Grundbucheinrichtung 

Bis zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung des Grundbu-
ches kommt den Eintragungen in der kantonalen 
Grundbucheinrichtung Grundbuchwirkung zu, mit 
Ausnahme gegenüber gutgläubigen Dritten (Art. 48 
SchlT ZGB). 
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4 Bis zum Erlass anderer Bestimmungen werden bei 
allen Handänderungen und auch nach abgehalte-
nem Benefizium-Inventarii die Handänderungsge-
bühren laut Handänderungsgesetz bezogen. 
 II. 

Änderung bisherigen Rechts 

 

 

 Die nachstehenden kantonalen Erlasse werden wie folgt 
geändert: 

 

   

1. Planungs- und Baugesetz (PBG) vom 26. 
November 1998 2 

 

1. Planungs- und Baugesetz (PBG) vom 26. No-
vember 1998 

 

 

 § 49 Abs. 3 

Die beteiligten Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümer bzw. die zuständige Behörde führen die Landum-
legung selbst durch oder betrauen damit eine Ausfüh-
rungskommission. 

 

 

§ 64 

Enteignungsbann 
1 Nach amtlicher Bekanntgabe der Planauflage oder 
nach Zustellung der persönlichen Anzeige dürfen 
die formell zu Enteignenden ohne Zustimmung des 
Enteigners keine die Enteignung erschwerenden 
rechtlichen oder tatsächlichen Verfügungen mehr 
treffen. 
2 Der Enteigner kann von diesem Zeitpunkt an den 
Enteignungsbann im Grundbuch anmerken lassen. 
3 Für Schaden aus dem Enteignungsbann hat der 
Enteigner Ersatz zu leisten. 

§ 64 Abs. 2 
Enteignungsbann 

aufgehoben 

 

                                                
2 BGS 721.11 
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§ 65 

Vorzeitige Besitzeinweisung 
1 Entstünden durch Zuwarten für das Gemeinwesen 
bedeutende Nachteile, so kann die Schätzungs-
kommission bei formeller Enteignung den Enteigner 
nach Anhörung des zu Enteignenden vorzeitig in 
den Besitz einweisen, sofern sichergestellt ist, dass 
die Festsetzung der Entschädigung trotz der Besit-
zergreifung möglich ist. 
2 Der Enteigner hat auf Verlangen der Enteigneten 
eine angemessene Abschlagszahlung zu leisten. 
Der Enteigner besitzt am Grundstück im Umfang der 
Abschlagszahlung und bis zur vollständigen Leis-
tung der Entschädigung ein gesetzliches Grund-
pfandrecht im Sinne von § 137 des Einführungsge-
setzes zum Zivilgesetzbuch. 

 

§ 65 

Vorzeitige Besitzeinweisung 
 
 
 
 
 
 
 
2 Der Enteigner hat auf Verlangen der Enteigneten eine 
angemessene Abschlagszahlung zu leisten. Der Enteig-
ner besitzt am Grundstück im Umfang der Abschlags-
zahlung und bis zur vollständigen Leistung der Entschä-
digung einen Anspruch auf Errichtung eines gesetzli-
chen Grundpfandrechts im Sinne von § 137 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetz-
buch. 
 
 

 

 

§ 69 

Verwaltungszwang 
1 Der Gemeinderat kann die Bauarbeiten einstellen, 
nachträgliche Bewilligungsverfahren oder die Besei-
tigung und Anpassung von Bauten und Anlagen an-
ordnen, wenn 
a) für Bauarbeiten keine rechtskräftige Baubewilli-
gung vorliegt; 
b) eine nachträgliche Baubewilligung von vornherein 
ausgeschlossen ist; 
c) Bauten und Anlagen im unfertigen Zustand ver-
harren oder eine Gefahr bedeuten. 
2 Die Vollstreckung von Entscheiden richtet sich 
nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz. Das zu-
ständige Gemeinwesen hat für seine Forderungen 
und Schadenersatzansprüche ein gesetzliches 
Grundpfandrecht im Sinne von § 137 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetz-
buch. 

 

§ 69 

Verwaltungszwang 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Die Vollstreckung von Entscheiden richtet sich nach 
dem Verwaltungsrechtspflegegesetz. Das zuständige 
Gemeinwesen hat für seine Forderungen und Schaden-
ersatzansprüche einen Anspruch auf Errichtung eines 
gesetzlichen Grundpfandrechts im Sinne von § 137 Abs. 
1 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivil-
gesetzbuch.  
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2. Gesetz über die Gewässer (GewG) vom 25. 
November 1999 3 

2. Gesetz über die Gewässer (GewG) vom 25. No-
vember 1999 4 

 

§ 92 
Gesetzliches Grundpfandrecht 

Dem zuständigen Gemeinwesen steht für sämtliche 
Forderungen aufgrund der Bestimmungen dieses 
Gesetzes und der darauf basierenden Ausführungs-
erlasse ein gesetzliches Grundpfandrecht im Sinne 
von § 137 des Einführungsgesetzes zum Schweize-
rischen Zivilgesetzbuch zu. 

 

§ 92 
Gesetzliches Grundpfandrecht 

Dem zuständigen Gemeinwesen steht für sämtliche For-
derungen aufgrund der Bestimmungen dieses Gesetzes 
und der darauf basierenden Ausführungserlasse ein An-
spruch auf Errichtung eines gesetzliche Grundpfand-
rechts im Sinne von § 137 Abs. 1 des Einführungsgeset-
zes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch zu. 

 

 

3. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über 
den Umweltschutz (EG USG) vom 29. Januar 
19985 

 

3. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den 
Umweltschutz (EG USG) vom 29. Januar 1998 6 

 

 

§ 36 

Gesetzliche Grundpfandrechte 

Der verfügenden Behörde steht für sämtliche Forde-
rungen auf Grund der Bestimmungen dieses Geset-
zes und seiner Ausführungserlasse ein gesetzliches 
Grundpfandrecht gemäss § 137 des Einführungsge-
setzes des Schweizerischen Zivilgesetzbuches zu. 

 

§ 36 

Gesetzliche Grundpfandrechte 

Der verfügenden Behörde steht für sämtliche Forderun-
gen auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes und 
seiner Ausführungserlasse ein Anspruch auf Errichtung 
eines gesetzlichen Grundpfandrechts gemäss § 137 
Abs. 1 des Einführungsgesetzes des Schweizerischen 
Zivilgesetzbuches zu. 

 

 

§ 37 

Anmerkung der Eigentumsbeschränkungen 

Die gestützt auf dieses Gesetz angeordneten öffent-
lich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen sind zur 
Anmerkung im Grundbuch anzumelden.  

 
 

§ 37 

Anmerkung der Eigentumsbeschränkungen 

aufgehoben 

 

 

                                                
3 BGS 731.1 
4 BGS 731.1 
5 BGS 931.1 
6 BGS 931.1 
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4. Gesetz über Denkmalpflege, Archäologie 
und Kulturgüterschutz (Denkmalschutzge-
setz) vom 26. April 1990 7 

 

4. Gesetz über Denkmalpflege, Archäologie und 
Kulturgüterschutz (Denkmalschutzgesetz) vom 
26. April 1990 
 

 

§ 27 
6. Anmerkung im Grundbuch 

1 Für Grundstücke, auf denen sich geschützte 
Denkmäler befinden, ist gemäss Art. 962 des Zivil-
gesetzbuches im Grundbuch die öffentlich-rechtliche 
Eigentumsbeschränkung «Denkmalschutz» anzu-
merken. 
2 Solche Anmerkungen werden von der Direktion 
des Innern zur Eintragung bzw. zur Löschung an-
gemeldet.  
3 Das Grundbuch- und Vermessungsamt teilt Hand-
änderungen von Grundstücken mit der Anmerkung 
«Denkmalschutz» dem Amt für Denkmalpflege und 
Archäologie mit. 

 

§ 27 
6. Anmerkung im Grundbuch 

aufgehoben 

 

 

 

5. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über 
den Wald (EG Waldgesetz) vom 17. Dezember 
19988 

 

5. Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über den 
Wald (EG Waldgesetz) vom 17. Dezember 1998 9 

 

 

§ 18 

Waldreservate 
3 Das Verfahren richtet sich sinngemäss nach dem 
Gesetz über den Natur und Landschaftsschutz. Für 
Grundstücke, die nicht im Eigentum von Kanton o-
der Gemeinden stehen, ist die Eigentumsbeschrän-
kung «Waldreservat» im Grundbuch anzumerken. 
 
 

§ 18 Abs. 3 

Waldreservate 
3 Das Verfahren richtet sich sinngemäss nach dem Ge-
setz über den Natur und Landschaftsschutz.  

 

 

                                                
7 BGS 423.11 
8 BGS 031.1 
9 BGS 031.1 
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6. Gesetz über die Förderung von preisgünsti-
gem Wohnraum (Wohnraumförderungsgesetz, 
WFG vom 30. Januar 2003 10 

 

6. Gesetz über die Förderung von preisgünstigem 
Wohnraum (Wohnraumförderungsgesetz, WFG vom 
30. Januar 2003 11 

 

 

§ 5 
Zweckentfremdungsverbot 

1 Während der Dauer der Hilfe darf der geförderte 
Wohnraum für keine anderen als für Wohnzwecke 
verwendet werden.  
2 Während der Dauer wird dem Kanton für den ge-
förderten Wohnraum nach §§ 8a, 9 Bst. b bzw. 13 
Bst. a dieses Gesetzes zur Sicherung der Zwecker-
haltung ein Kauf- und Vorkaufsrecht in der Höhe 
des jeweiligen Ertragswerts eingeräumt. 
3 Das Kauf- und Vorkaufsrecht kann den Gemein-
den sowie Organisationen des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus abgetreten werden. 
4 Das Zweckentfremdungsverbot sowie das damit 
verbundene Kauf- und Vorkaufsrecht sind als öffent-
lich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grund-
buch anzumerken. 

§ 5 Abs. 4 
Zweckentfremdungsverbot 

aufgehoben 

 

7. Gesetz über die Gebäudeversicherung vom 
20. Dezember 1979 12 

 

7. Gesetz über die Gebäudeversicherung vom 20. 
Dezember 1979 13 

 

 

§ 16 

Gesetzliches Grundpfandrecht 

Für die Prämienbeträge besteht am versicherten 
Gebäude ein gesetzliches Grundpfandrecht im Sin-
ne von Art. 137 des Einführungsgesetzes zum 
Schweizerischen Zivilgesetzbuch. 

 

§ 16 

Gesetzliches Grundpfandrecht 

Für die Prämienbeträge besteht am versicherten Ge-
bäude ein Anspruch auf Errichtung eines gesetzlichen 
Grundpfandrechts im Sinne von Art. 137 Abs. 1 des Ein-
führungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetz-
buch. 

 

                                                
10 BGS 851.211 
11 BGS 851.211 
12 BGS 722.11 
13 BGS 722.11 
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 III. 

Schlussbestimmung und In-Kraft-Treten  

 

 Diese Änderung unterliegt dem fakultativen Referendum 
gemäss § 34 der Kantonsverfassung. Sie bedarf der 
Genehmigung des Bundes14). Der Regierungsrat be-
stimmt das In-Kraft-Treten.15) 

 

 

 

 

 

                                                
14 Vom Bund genehmigt am …. 
15) In-Kraft-Treten am …. 


